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Allgemeine Chronik

Grundlagen der Staatsordnung

Institutionen und Volksrechte
Parlamentsmandat

Gleich drei Kantone wollten das Parlament mittels Standesinitiativen auffordern, fur
eine bessere Vereinbarkeit von Mutterschaft und Parlamentsmandat zu sorgen. Das
aktuelle Recht sieht vor, dass der Anspruch auf Mutterschaftsentschadigung erlischt,
wenn die Mutter ihre Erwerbstéatigkeit wieder aufnimmt. Da auch ein Parlamentsmandat
als Erwerbstatigkeit gilt, kann eine Parlamentarierin, die Mutter geworden ist, wahrend
ihres Mutterschaftsurlaubs weder an Kommissionssitzungen noch an Sessionen
teilnehmen, ohne den Anspruch auf Erwerbsersatz auch bei ihrer hauptberuflichen
Tatigkeit zu verlieren. Die Kantone Zug (Kt.lv. 19.311), Luzern (Kt.lv. 20.323) und Basel-
Landschaft (Kt.lv. 20.313) forderten in gleichlautenden Antrégen eine Anpassung der
Bundesgesetzgebung, damit Parlamentarierinnen auf allen féderalen Stufen nach der
Geburt eines Kindes ihr Legislativmandat austben kénnen, ohne den Anspruch auf
Mutterschaftsentschadigung und Mutterschutz zu verlieren.

Es gehe nicht an, dass sozialrechtliche Bestimmungen Frauen an der Austbung eines
Mandats als Volksvertreterin hinderten, begrindete die SPK-SR in einer
Medienmitteilung Mitte November 2020 ihren 11 zu 1-Entscheid (1 Enthaltung), den drei
Kantonsbegehren Folge zu geben. In der Presse wurde im Zusammenhang mit
Mutterschaft und Parlamentsmandat auch die Méglichkeit einer virtuellen Teilnahme an
Ratsdebatten diskutiert.’

An ihrer Sitzung Ende Januar 2021 hiess auch die SPK-NR die drei Standesinitiativen der
Kantone Basel-Landschaft (Kt.lv. 20.313), Luzern (Kt.lv. 20.323) und Zug (Kt.lv. 19.311), die
eine bessere Vereinbarkeit von Mutterschaft und Parlamentsmandat forderten,
einstimmig gut. Mutter sollen an Parlaments- und Kommissionssitzungen teilnehmen
kénnen, ohne dadurch ihren Anspruch auf Mutterschaftsentschadigung zu verlieren. Mit
diesem Folgegeben muss die SPK-SR eine Teilrevision des Erwerbsersatzgesetzes
ausarbeiten. ?

Gleich vier Standesinitiativen verlangten eine bessere Vereinbarkeit von Mutterschaft
und Parlamentsmandat. Die Kantone Zug (Kt.Iv. 19.311), Basel-Landschaft (Kt.lv. 20.313),
Luzern (Kt.lv. 20.323) und Basel-Stadt (Kt.lv. 21.311) beanstandenden, dass eine Frau laut
geltendem Recht ihre Mutterschaftsentschadigung verliere, wenn sie wahrend ihres
Mutterschaftsurlaubs ihrer Tatigkeit als Parlamentarierin nachkomme und
Sitzungsgelder erhalte. Die Parlamentstatigkeit sei aber mit Erwerbstéatigkeit nicht
gleichzusetzen, da es sich um ein durch die Wahlbevdlkerung erteiltes politisches
Mandat handle.

Die SPK-SR und die SPK-NR erteilten allen vier Vorstdssen ihre Zustimmung und die
standerétliche Kommission arbeitete einen Entwurf fir eine Revision des
Erwerbsersatzgesetzes aus, der Mitte August 2022 in die Vernehmlassung geschickt
wurde. Vorgesehen sind Ausnahmeregelungen flr Sitzungen, bei denen eine
Stellvertretung nicht moglich ist - auf nationaler Ebene also die Ratssitzungen.
Umstritten war, ob die Ausnahmen auch fir Kommissionssitzungen gelten sollen.
Aufgenommen wurden schliesslich auch Kommissionstatigkeiten, allerdings nur dann,
wenn keine Stellvertretungsregelung besteht. Die Kommission hatte auch einen
Einbezug von Exekutiv- und Judikativmandaten sowie eine Ausweitung auf alle Frauen,
also auch solche ohne politisches Mandat, diskutiert, diese Uberlegungen aber
schliesslich verworfen. Die Vernehmlassung dauerte bis November 2022. °
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Wahlen
Wahlen in kantonale Parlamente

Ende Juni 2015 sprach sich die staatspolitische Kommission des Standerats (SPK-SR) fir
mehr kantonale Autonomie bezlglich der Ausgestaltung der kantonalen Wahlsysteme
aus. Sie gab entsprechend den beiden 2014 von den Kantonen Zug (14.307) und Uri
(14.316) eingereichten Standesinitiativen mit 7 zu 4 Stimmen Folge und unterstltzte die
Forderung, in der Verfassung festzuhalten, dass Kantone frei sind zu entscheiden, mit
welchem System sie kantonale Wahlen durchfthren. Zug und Uri sahen sich zu dieser
Forderung veranlasst, weil sie ihre Wahlrechtsreform aufgrund eines
bundesgerichtlichen Eingreifens anpassen mussten. Die SPK-SR wollte zuerst mit einer
eigenen parlamentarischen Initiative das Problem auf Gesetzesebene |6sen, musste
dann allerdings zur Kenntnis nehmen, dass der Bund keine verfassungsmassige
Kompetenz hat, kantonale Wahlverfahren gesetzlich zu regeln. *

In ihrem Mitte Januar 2016 vorliegenden Bericht sprach sich die staatspolitische
Kommission des Nationalrates (SPK-NR) gegen Folge geben der beiden
Standesinitiativen aus Zug und Uri aus. Im Gegensatz zu den Kantonsvertretern, die dem
Anliegen einer Verankerung der Autonomie der Kantone in Wahlfragen in der
Bundesverfassung im Vorjahr Folge gegeben hatten, lehnte in der SPK-NR eine Mehrheit
von 14 zu 9 Stimmen das Anliegen ab. Die Kantone verfligten Uber eine nach wie vor
hohe Souveranitat bei Wahlfragen, sie mussten sich aber an Grundsédtze wie der
Beachtung der Wahlrechtsgleichheit halten. Die jlngsten kantonalen Entwicklungen hin
zu einem konsequenteren Proporz seien zu begrissen und nicht mit neuen Regelungen
zu verhindern - so die Kommissionsmehrheit. Die vor allem aus SVP-Vertretern
bestehende Minderheit monierte, dass kantonale Wahlverfahren nicht vom
Bundesgericht oktroyiert werden sollten. °

Weil die SPK-NR im Gegensatz zu ihrer Schwesterkommission im Standerat den beiden
Standesinitiativen der Kantone Uri (14.316) und Zug (14.307) nicht Folge geben wollte,
gelangten die beiden Geschéfte zur Frage der Souveranitit der Kantone bei der
Ausgestaltung ihrer Wahlsysteme in den Nationalrat. Die Kommissionssprecher
erklarten, dass man bereits 2013 bei der Diskussion um die Gewahrleistung der
Verfassung des Kantons Schwyz Uber die Angelegenheit diskutiert habe. Man habe sich
bereits damals fir eine faire Ausgestaltung des Wahlrechts eingesetzt. Das Recht der
Kantone, ihr eigenes Wahlsystem auszuwahlen, werde nur dann beschnitten, wenn die
Wahlrechtsgleichheit bedroht sei: Bei Proporzwahlen mussen die Stimmen aller
Burgerinnen und Burger ein vergleichbares Gewicht haben. Nur so wirden auch die
Grundbedingungen der Verfassung gewahrt. Gerhard Pfister (cvp, ZG), Anflhrer der
Kommissionsminderheit, wies darauf hin, dass die Ursache der Initiative Entscheide des
Bundesgerichtes in den letzten 10 Jahren gewesen seien, die in die kantonale
Autonomie eingegriffen hatten. Diese Rechtsprechung sei zudem widersprichlich
geworden, weil das Bundesgericht einerseits Majorzwahlen gestatte, die im Sinne der
Reprasentation ungerechter seien als Proporzwahlen. Andererseits zeige das Gericht
die Tendenz, nur noch bestimmte Proporzsysteme zulassen zu wollen. Nicht nur den
Eingriffen des Bundesgerichtes sei ein Riegel zu schieben, sondern die kantonale
Autonomie abzusichern. Die Standesinitiativen verlangen eine Prazisierung von Artikel
34 BV, der eine unverfélschte Stimmabgabe gewéhrleistet. Die Argumentation der
Kommissionsminderheit schien in der Volkskammer zu verfangen. Beiden
Standesinitiativen wurde mit 99 zu 87 Stimmen bei 4 Enthaltungen (Zug) bzw. 98 zu 90
Stimmen bei 3 Enthaltungen (Uri) Folge gegeben. Dank der deutlichen Mehrheiten der
SVP- und der CVP-Fraktion, unterstutzt von einigen FDP-Abweichlern muss nun eine
Verfassungsanderung in Angriff ggnommen werden. In der Presse wurde der Entscheid
als Trotzreaktion auf die Bundesgerichtsurteile der letzten Jahre kommentiert. Der
Versuch, kantonale Autonomie Uber die Demokratie zu stellen sei allerdings gefahrlich:
Wenn die Kantone beim Wahlrecht einen Freipass erhielten, kdnnten sie auch das
Frauenwahlrecht wieder abschaffen, gab etwa der Staatsrechtler Andreas Auer zu
bedenken. ¢
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STANDESINITIATIVE
DATUM: 22.06.2017
DIANE PORCELLANA

STANDESINITIATIVE
DATUM: 21.11.2017
DIANE PORCELLANA

En mars 2016, le Conseil national avait donné suite aux initiatives cantonales des
cantons de Zoug (14.307) et d'Uri (14.316). Elles demandaient la suppression des
exigences trop restrictives du Tribunal fédéral concernant I'organisation et les
procédures électorales, ainsi qu'une formulation plus précise de I'art. 34 Cst, de sorte
que l'autonomie des cantons en matiére de procédure électorale soit & nouveau
affirmée. Dans sa jurisprudence, le Tribunal fédéral a renforcé les exigences relatives
aux systémes électoraux (la taille des circonscriptions électorales dans les systemes
proportionnels, par exemple) et a imposé & certains cantons I'application de
mécanismes de compensation comme le regroupement de circonscriptions ou la
méthode biproportionnelle. Récemment, il a méme remis en doute I'admissibilité des
systémes majoritaire et mixte, rendant la situation floue pour les cantons.

En juin 2017, par 8 voix contre 2 et 3 abstentions, la Commission des institutions
politiques du Conseil des Etats (CIP-CE) a adopté un avant-projet contenant deux
variantes, avec pour objectif de modifier la Constitution fédérale afin de lever toute
incertitude. La procédure de consultation s'achévera en octobre 2017. La variante
soutenue par une majorité de la commission propose que, par la modification de I'art.
39 Cst, le Tribunal fédéral ne puisse plus, & I'avenir, imposer aux cantons des regles
concernant l‘organisation de leurs procédures électorales. La compétence de la
Confédération ne serait plus mentionnée a I'alinéa 1 art. 39 Cst. Par I'ajout de I'alinéa
1bis, I'autonomie des cantons en la matiere serait renforcée. Le choix entre un systeme
majoritaire, proportionnel ou mixte reviendrait aux cantons. Aucune restriction ne
pourrait étre imposée par le Tribunal fédéral en vertu des articles 8 et 34 Cst. De plus,
les cantons seraient libres de déterminer leurs circonscriptions électorales, ainsi que
certaines régles électorales particuliéres (pour protéger les minorités régionales par
exemple). lls devraient simplement satisfaire aux exigences des dispositions prévues
aux articles 8 et 34 Cst. Une minorité de la commission veut ancrer la pratique du
Tribunal fédéral dans la Constitution. La proposition de la minorité reprendrait la
reformulation de I'alinéa 1 art. 39 Cst. A l'alinéa 1bis, les cantons pourraient choisir
entre les différents systéemes électoraux, a savoir majoritaire, proportionnel ou mixte.
Ils pourraient déterminer leurs circonscriptions électorales en tenant compte de leurs
spécificités historiques, fédéralistes, régionales, culturelles, linguistiques, ethniques ou
religieuses. Des regles électorales particulieres pourraient étre instaurées en tenant
compte des spécificités mentionnées. En mettant a jour I'article 39 Cst au regard de la
jurisprudence actuelle du Tribunal fédéral, ce dernier ne pourrait pas faire une
appréciation plus stricte de I'autonomie des cantons au vu des articles 8 et 34 Cst.
Contrairement a la proposition de la majorité, celle de la minorité, ne prévoit pas une
autonomie compléte des cantons en matiére de procédures électorales. ’

Lors de la consultation de |'avant-projet pour I'autonomie cantonale en matiére
d'organisation et de procédures électorales, 13 cantons (BE, LU, UR, SZ, OW, ZG, SO,
AR, Al, GR, AG, TI, VS) ont statué en faveur de la proposition de la majorité de la CIP-CE.
Quatre autres cantons (ZH, SG, VD, GE) ont préféré ancrer la pratique du Tribunal
fédéral dans la Constitution fédérale, selon le souhait de la minorité de la commission.
Neuchétel s'est positionné plutdt en défaveur de I'avant-projet. Les autres cantons (BS,
GL, FR, TH, SH, NW, JU, BL) se sont opposés a celui-ci, et donc a une modification
constitutionnelle. Au niveau des partis nationaux, le PDC et I'UDC se sont prononcés en
faveur de 'avant-projet. Le premier soutenait la variante de la majorité, le second celle
de la minorité. Le PLR, le PS, le PEV, les Verts et le PVL étaient contre une modification
constitutionnelle. Les sections cantonales grisonnes des Verts, de I'UDC et du PS
étaient contre I'avant-projet. Les partis socialistes uranais et st-gallois partageaient
également cette position. Les associations qui se sont exprimées, ont plutét émis des
avis positifs. L'Union suisse des arts et métiers (USAM), I'Union suisse des paysans (USP),
le Centre patronal et economiesuisse ont approuvé la proposition de la majorité de la
CIP-CE. L'Union suisse des villes (USV) et le particulier s'étant exprimé, se sont
positionnés contre |'avant-projet. L'Organisation des suisses de I'étranger (OSE) a saisi
|'occasion pour rappeler que tous les cantons ne permettaient pas aux Suisses de
|"étranger de participer aux élections du Conseil des Etats.

Dans les prises de positions favorables a la proposition de la majorité, des arguments
lies au respect du fedéralisme, de l'autonomie cantonale et de la légitimité des
systemes électoraux cantonaux ont été avancés. Le manque de cohérence et de clarté
de la jurisprudence vy relative du Tribunal fédéral a également été soulevé. Pour les
partisans de la variante de la minorité, la proposition en question aurait permis de
limiter la jurisprudence du Tribunal fédéral. Outre ['amélioration de la sécurité
juridique, elle aurait également favorisé le respect des intéréts cantonaux et des
principes constitutionnels. Du c6té des opposants a I'avant-projet, I'interprétation du
Tribunal fédéral n'aurait pas entravé la souveraineté cantonale. Le principe
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STANDESINITIATIVE
DATUM: 15.03.2018
DIANE PORCELLANA

STANDESINITIATIVE
DATUM: 15.03.2018
DIANE PORCELLANA

STANDESINITIATIVE
DATUM: 12.12.2017
GUILLAUME ZUMOFEN

d'équivalence d'influence sur le résultat est important et I'avant-projet n'aurait pas
amélioré la sécurité juridique.

A l'appui des résultats de la procédure de consultation, par 7 voix contre 5, la CIP-CE a
décidé de maintenir la teneur de la modification soumise a consultation. Par 7 voix
contre 3 et 2 abstentions, les membres de la Commission ont choisi de transmettre au
Conseil des Etats le projet reposant sur la variante de la majorité. Au Conseil fédéral de
formuler son avis. ®

Le Conseil fédéral n'émet aucune proposition concernant le projet de la CIP-CE relatif
a l'autonomie cantonale en matiére de procédure électorale. |l partage la
revendication de la commission quant a la préservation de la marge de manceuvre des
cantons. Toutefois, il insiste sur le role du Tribunal fédéral en la matiére et sur le
respect des exigences juridiques minimales. Selon lui, un systéme électoral doit
respecter les principes démocratiques tout en tenant compte du contexte historique
et social d'une collectivité locale. ’

Le Conseil des Etats s'est penché sur le projet de la CIP-CE faisant suite aux initiatives
cantonales (14.316 et 14.307) visant I'autonomie cantonale en matiére de procédure
électorale. Le débat sur I'entrée en matiére a suscité de nombreuses discussions. Le
résultat de la procédure de consultation a été a maintes reprises mobilisé pour
soutenir la divergence de positions entre les cantons. La question de la garantie des
droits fondamentaux inscrits dans la Constitution aux articles 8 et 34 a également été
soulevée. Une comparaison avec la procédure électorale du Conseil national a
également été faite, pour dénoncer l'ingérence du Tribunal fédéral dans I'organisation
et les procédures électorales cantonales. L'entrée en matiére a été finalement décidée
par 26 voix contre 14.

Le débat s'est poursuivi lors de la discussion par article. L'alinéa 1bis ajouté a I'article
39 Cst sur proposition de la majorité de la commission est approuvé par 24 voix contre
16. Au vote d'ensemble, le projet de la CIP-CE est alors adopté par 26 voix contre 15. Les
représentantes et représentants des cantons de Vaud, de Neuchatel, du Jura, de Bale-
Ville et de Béle-Campagne ont voté selon la position de leur canton lors de la procédure
de consultation, & savoir contre une modification constitutionnelle ou en faveur de la
proposition de la minorité. Robert Cramer (verts, GE) et Paul Rechsteiner (ps, SG) ont
statué, comme leur canton, en faveur de la proposition de la minorité. Daniel Jositsch
(ps, ZH) a défendu la position du canton de Zurich en faveur de la proposition de la
minorité, a contrario de Ruedi Noser (plr, ZH). Finalement, Pascale Bruderer Wyss (ps,
AG), Hans Stockli (ps, BE) et Roberto Zanetti (ps, SO) n'ont pas représenté I'avis de leur
canton, en votant contre le projet de la commission. Sous I'angle partisan, sept des huit
parlementaires contre le projet, sont socialistes. Ces derniers ont supporté |'avis de
leur parti. C'est au tour du Conseil national de se prononcer sur le projet.

Wirtschaft

Geld, Wahrung und Kredit
Nationalbank

Face aux pressions de plus en plus nombreuses que subit I'argent liquide, le canton de
Zoug a décidé de déposer une initiative cantonale afin de pérenniser I'utilisation des
billets de banque. L'initiative souhaite modifier la loi fédérale sur I'unité monétaire et
les moyens de paiements (LUMMP) afin que les coupures de 10 francs, 20 francs, 50
francs, 100 francs, 200 francs et 1000 francs y soient inscrites noir sur blanc. Cette
modification permettrait de transférer la compétence de définition de la valeur
nominale des billets de banque au législateur et de protéger I'indépendance de la
Banque nationale suisse (BNS). La Commission de I'économie et des redevances du
Conseil des Etats (CER-CE) s'est penchée sur ce dossier technique. Aprés de nombreux
débats, la CER-CE a recommandé a son conseil de rejeter l'initiative par 5 voix contre 5
et 1 abstention avec la voix prépondérante du président qui a fait pencher la balance.
Néanmoins, la CER-CE estime qu'un débat de fond sur la pression imposée a I'argent
liquide devrait étre envisagé. En chambre, l'initiative a été rejetée par 24 voix contre
17 n
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STANDESINITIATIVE
DATUM: 09.05.2019
GUILLAUME ZUMOFEN

STANDESINITIATIVE
DATUM: 30.01.2004
HANS HIRTER

STANDESINITIATIVE
DATUM: 16.06.2011
LAURENT BERNHARD

STANDESINITIATIVE
DATUM: 05.03.2013
LAURENT BERNHARD

STANDESINITIATIVE
DATUM: 26.09.2007
HANS HIRTER

STANDESINITIATIVE
DATUM: 03.10.2008
MARIANNE BENTELI

STANDESINITIATIVE
DATUM: 13.09.2012
LAURENT BERNHARD

Alors que le canton de Zoug a déposé une initiative cantonale pour une modification de
la loi fédérale sur l'unité monétaire et les moyens de paiement (LUMMP), la
Commission de I'économie et des redevances du Conseil national (CER-CN) a proposé a
sa chambre de rejeter I'initiative par 14 voix contre 3 et 4 abstentions. Alors que I'un
des arguments majeurs du dépdt de I'initiative cantonale était la pression imposée sur
|"argent liquide, la CER-CN a estimé que I'impression d’une nouvelle série de billets par
la Banque nationale suisse (BNS) s'imposait comme un signal clair de |'absence
d’intention de modifier la valeur des coupures actuelles.

L'initiative cantonale a été rejetée par 118 voix contre 55. Seuls les parlementaires UDC
et 3 PLR ont voté en faveur de l'initiative cantonale. ™

Banken

Nach den Kantonen Aargau, Basel-Land, Genf und Tessin reichten nun auch Zurich und
Zug Standesinitiativen fir eine Verankerung des Bankgeheimnisses in der
Bundesverfassung ein.

Offentliche Finanzen

Direkte Steuern

In der Sommersession wies der Stdnderat eine im Vorjahr eingereichte Standesinitiative
des Kantons Zug zurtck, welche einen Aus- und Weiterbildungsabzug flur Kinder und
Jugendliche in der Steuergesetzgebung einfiihren wollte. Die Ablehnung wurde unter
anderem damit begriindet, dass bereits zahlreiche Ausbildungsabzlige im Steuerrecht
vorhanden waren. "

Wie der Stédnderat im Jahre 2011 gab auch der Nationalrat einer Standesinitiative des
Kantons Zug keine Folge, die einen Aus- und Weiterbildungsabzug fur Kinder und
Jugendliche in der Steuergesetzgebung einfihren wollte. ®

Finanzausgleich

Im Anschluss an dieses Geschéaft behandelte der Stéanderat noch eine Standesinitiative
des Kantons Zug. Diese hatte verlangt, dass in die Bundesverfassung Obergrenzen fiir
die Belastung der finanzkraftigen Kantone durch den Finanzausgleich aufgenommen
werden. Auf Empfehlung seiner vorberatenden Kommission gab der Rat diesem
Vorstoss keine Folge. Ob die Belastung dieser Kantone zu hoch sei, werde aber in dem
vom Parlament vom Bundesrat geforderten Evaluationsbericht zur NFA mit
Bestimmtheit thematisiert werden. ™

Nach dem Standerat beschloss auch der Nationalrat, der Standesinitiative des Kantons
Zug fur die Festlegung von Obergrenzen fiir die Belastung der finanzkraftigen Kantone
durch den eidgendssischen Finanzausgleich keine Folge zu geben.

Die Regierungen von Geberkantonen Ubten zunehmend Kritik an der Neugestaltung des
Finanzausgleichs und der Aufgabenteilung zwischen Bund und Kantonen (NFA). Zum
einen forderten die Zentrumskantone Zurich, Genf, Waadt und Basel-Stadt angesichts
der drohenden Steuerausfalle im Zusammenhang mit dem Steuerstreit mit der
Europdischen Union (EU) kompensatorische Massnahmen bei der Festlegung der
Ausgleichszahlungen. Zum anderen stellten die finanzstarken Kantone Zug und Schwyz,
welche pro Kopf am meisten in die Ausgleichstopfe einzahlten, das Ausmass der
interkantonalen Solidaritdat in Frage. Vor diesem Hintergrund forderte eine
Standesinitiative des Kantons Schwyz eine Anpassung des Finanz- und
Lastenausgleichs. Im Zentrum stand die Schaffung einer neutralen Zone. Demnach
sollten ressourcenschwache Kantone, welche die Mindestausstattung bereits vor dem
Ausgleich erreichten, keine Transferzahlungen mehr erhalten. Diese sollten also den
ressourcenschwéachsten Kantonen vorbehalten werden. In der Herbstsession gab der
Standerat der Standesinitiative mit 30 zu 10 Stimmen keine Folge. Dieser Entscheid war
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insofern nicht Uberraschend, als die Vertreter der Bezligerkantone in der kleinen
Kammer Uber eine solide Mehrheit verfligten. Der Entscheid des Nationalrats war noch
hangig.

Infrastruktur und Lebensraum

Umweltschutz
Gewasserschutz

Ahnliche Anliegen wie die Motion Miller (cvp, LU) sowie eine im Jahr 2012 vom
Nationalrat behandelte Motion der UREK-NR verfolgten vier im Jahr 2013 eingereichte
Standesinitiativen der Kantone Aargau, Graubiinden, Nidwalden und Zug. Gleich wie
die funf bereits 2012 deponierten kantonalen Initiativen aus Schwyz, St. Gallen, Luzern,
Schaffhausen und Uri forderten sie eine Anpassung des Gewaéasserschutzgesetzes
(GSchG) zur besseren Berlcksichtigung von Interessen der Landwirtschaft und
Siedlungsentwicklung bei der Festlegung des Gewasserraumes.

Im Mérz 2015 befasste sich der Stédnderat als Erstrat mit neun Standesinitiativen zur
Lockerung des Gewasserschutzgesetzes aus den Kantonen Schwyz (12.309), St. Gallen
(12.320), Luzern (12.321), Schaffhausen (12.324), Uri (12.325), Nidwalden (13.301),
Graubuinden (13.307), Aargau (13.311) und Zug (13.314). Sie alle kritisierten die im Rahmen
der letzten Gewasserschutzrevision aufgenommenen Bestimmungen zur Festlegung des
Gewasserraumes, die als Gegenvorschlag zur Initiative "Lebendiges Wasser" (sog.
Renaturierungs-Initiative) erlassen worden waren. Im Interesse der Renaturierung, des
Hochwasserschutzes und der Gewassernutzung darf der Gewasserraum nur extensiv
bewirtschaftet werden, wodurch die intensive landwirtschaftliche Nutzung oder der
Bau von Liegenschaften innerhalb dieser Zone untersagt ist. Konkret wollten die
Anliegen sicherstellen, dass landwirtschaftliche und die Siedlungsentwicklung
betreffende Interessen bei der Bestimmung der Breite des Gewaéasserraumes
berilcksichtigt werden. Einstimmig mit einer Enthaltung empfahl die Kommission ihrem
Rat, den Initiativen keine Folge zu geben, da sie den Anliegen mit einer
kommissionseigenen Motion Rechnung zu tragen gedenke. Ferner verwies
Kommissionssprecher Bischofberger (cvp, Al) auf eine im Jahr 2014 bereits in
abgeanderter Form Uberwiesene Motion der UREK-NR, die in ihrer angenommenen
Version verlangt, dass durch die Festlegung des Gewéasserraumes effektiv verloren
gegangene Fruchtfolgeflachen kompensiert werden mussen. Auch auf die sich in Arbeit
befindende Revision der Gewasserschutzverordnung, die unter anderem Prézisionen
zum Gewasserschutz vornehmen und den Kantonen mehr Handlungsspielraum
einrdumen will, machte Bischofberger aufmerksam. Der Stédnderat folgte der
Empfehlung seiner UREK-SR und gab den Initiativen keine Folge.

Anders der zweitberatende Nationalrat: Im Rahmen der Beratungen zur Motion der
UREK-SR empfahl eine burgerliche Kommissionsmehrheit ihrem Rat, den
Standesinitiativen Folge zu geben, damit der Druck bei der sich in Umsetzung
befindenden Revision der Gewasserschutzverordnung aufrecht erhalten werden kénne.
Die grosse Kammer folgte dieser Empfehlung mit 90 zu 73 Stimmen. Neben der SP, den
Grinen und den Grinliberalen plédierte eine Minderheit aus der CVP/EVP- sowie aus
der BDP-Fraktion erfolglos fur Nicht-Folgegeben.

Somit ging das Anliegen zurlck in den Standerat, der den endglltigen Entscheid in der
Wintersession 2015 angesichts des unterdessen verabschiedeten ersten Teils der
Gewasserschutzverordnungsrevision sowie der mittlerweile angenommenen Motion der
UREK-SR treffen konnte. Diese Ausgangslage veranlasste den Standerat, an seinem
friher geféllten Entscheid festzuhalten und den Standesinitiativen keine Folge zu
geben. Diese sind somit erledigt. *
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Bildung, Kultur und Medien

Kultur, Sprache, Kirchen
Kulturpolitik

In der Sommersession 2008 reichten die Kantone Bern, Freiburg, St. Gallen, Tessin und
Zug Standesinitiativen ein, welche alle im Kern dasselbe forderten: einen stéarkeren
Jugendschutz vor gewaltvollen Videospielen. Die Forderungen reichten von einem
gezielten schweizweiten Schutz von Jugendlichen und Kindern vor solchen Spielen, mit
einer einheitlichen Alterskennzeichnung und einem Verkaufsverbot von nicht
altersgerechten Computer- und Videospielen als Mindestforderung (Kt.lv. ZG 10.302),
Uber ein generelles Herstellungs- und Verkaufsverbot (Kt.lv. BE 08.316, Kt.lv. Tl 09.314,
Kt.lv. FR 09.332), bis hin zu einem Herstellungs- und Verkaufsverbot mit zusétzlichem
Ausbau des Jugendschutzes (Kt.lv. SG 09.313). Im Sommer 2010 hiessen die beiden Réte
zwei Motionen gut, die ebenfalls ein Verkaufsverbot (Mo. 07.3870), oder gar ein
Herstellungs- und Verkaufsverbot (Mo. 09.3422) verfolgten. Da es keinen Sinn ergebe,
dass sich das Parlament parallel Uber dieselbe Gesetzesvorlage beuge wie der
Bundesrat, die RK-SR den dringenden Handlungsbedarf in diesem Bereich jedoch
anerkenne, entschied sie in der Frihlingssession 2011 einstimmig, den Gesetzesentwurf
des Bundesrates abzuwarten und die Beratung der Standesinitiativen damit fiir mehr
als ein Jahr auszusetzen. Die RK-NR folgte ihrer Schwesterkommission und Stande-
und Nationalrat nahmen den Antrag auf Sistierung in der Herbst- und Wintersession
2011 stillschweigend und diskussionslos an. %

Nachdem die RK-SR die Vorpriifung der fiinf Standesinitiativen (Kt.lv. BE 08.316; Kt.Iv.
SG 09.313; Kt.lv. TI 09.314; Kt.lv. FR 09.332; Kt.lv. ZG 10.302) wieder aufgenommen
hatte, nachdem sie zuvor zehn Jahre lang sistiert gewesen waren, kam sie zum Schluss,
dass die Forderungen der funf Standesinitiativen fir einen starkeren Schutz von
Jugendlichen vor gewaltvollen Videospielen im Entwurf des Bundesrates zum neuen
Bundesgesetz zum Jugendschutz in den Bereichen Film und Videospiel einbezogen
wirden und dass beide Kammern im Rahmen der Debatte Uber das Gesetz ihre
Anliegen einbringen kénnen. Da damit keine weiteren Massnahmen nétig seien,
beantragten die RK-SR sowie die RK-NR, den kantonalen Begehren keine Folge zu
geben. Die beiden Rate folgten diesen Antrégen diskussionslos und stillschweigend. ?'
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